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Gesetz
zur Änderung der Landeshaushaltsordnung 

und des Berliner Betriebe-Gesetzes
Vom 4. November 2013

Das Abgeordnetenhaus hat das folgende Gesetz beschlossen:

Artikel I 
Änderung der Landeshaushaltsordnung

Die Landeshaushaltsordnung in der Fassung vom 30. Januar 2009 
(GVBl. S. 31, 486), die zuletzt durch Artikel VII des Gesetzes vom 
5. November 2012 (GVBl. S. 354) geändert worden ist, wird wie 
folgt geändert:
1.	 Dem § 24 wird folgender Absatz 5 angefügt:

„(5) Baukosten sind vor Veranschlagung auf den voraussicht­
lichen Fertigstellungszeitpunkt jährlich um die durchschnittli­
chen statistischen Baukostensteigerungen der letzten fünf Jahre 
fortzuschreiben. Nach Veranschlagung vorgenommene Ände­
rungen des Bedarfsprogramms bedürfen der Zustimmung der 
Senatsverwaltung für Finanzen; soweit sie insgesamt mehr als 
10 Prozent des veranschlagten Betrages ausmachen, des Haupt­
ausschusses des Abgeordnetenhauses.“

2.	 § 63 wird wie folgt geändert:
a)	 Dem Absatz 2 werden folgende Sätze angefügt:

„Ein Portfolioausschuss bewertet die landeseigenen Grund­
stücke nach Maßgabe einer vom Abgeordnetenhaus geneh­
migten und auf dem Prinzip des Einvernehmens beruhenden 
Geschäftsordnung unter Beteiligung aller Fachverwaltun­
gen. Dissensfälle entscheidet der Hauptausschuss des Abge­
ordnetenhauses.“

b)	 Absatz 4 wird wie folgt geändert:
aa)	Nach den Wörtern „Senatsverwaltung für Finanzen“ 

werden die Wörter „oder der Hauptausschuss des Abge­
ordnetenhauses“ eingefügt.

bb)	Es werden folgende Sätze angefügt:
„Eine solche Ausnahme kann beispielsweise vorliegen 
bei der Veräußerung von Grundstücken im Rahmen 
eines konzeptorientierten Entwicklungsverfahrens oder 
etwa bei Direktvergaben nach einem vom Abgeordne­
tenhaus genehmigten Liegenschaftskonzept. Solche Ge­
schäfte stellen stets ein dringendes Interesse Berlins 
dar.“

3.	 § 64 wird wie folgt geändert:
a)	 Absatz 2 wird wie folgt geändert:

aa)	Satz 1 wird wie folgt geändert:
aaa)	 In Nummer 7 wird der abschließende Punkt durch 

ein Komma ersetzt.
bbb)	Es wird folgende Nummer 8 angefügt:

„8.	 Erwerb, Belastung oder Veräußerung von 
Grundstücken, wenn der Hauptausschuss des 
Abgeordnetenhauses die Einwilligungsbedürf­
tigkeit aufgrund der besonderen politischen 
Bedeutung des Geschäfts durch Beschluss 
feststellt.“

bb)	In Satz 2 werden nach den Wörtern „Die Einwilligung 
ist nicht erforderlich,“ die Wörter „soweit kein Fall nach 
Satz 1 Nummer 8 vorliegt,“ eingefügt.

b)	 Dem Absatz 5 wird folgender Satz angefügt:
„Das Recht des Abgeordnetenhauses, durch Beschluss an­
dere Werte zugrunde zu legen, bleibt unberührt.“

c)	 Es wird folgender Absatz 9 angefügt:
„(9) Zur Prüfung einer Beschlussfassung nach Absatz 2 

Satz 1 Nummer 8 ist der zuständige Ausschuss des Abge­
ordnetenhauses vorab geeignet zu unterrichten. Das Grund­
stücksgeschäft gilt als nicht einwilligungsbedürftig, wenn 
der Hauptausschuss des Abgeordnetenhauses keinen Be­
schluss nach Absatz 2 Satz 1 Nummer 8 innerhalb eines Mo­
nats ab dem Zeitpunkt der Unterrichtung gefasst hat.“

4.	 § 65 Absatz 6 Satz 1 Nummer 1 wird wie folgt gefasst:
„1.	 die Beteiligung an Unternehmen, wenn die Mehrheit der 

Anteile Berlin gehören soll oder für die Beteiligung ein 
Gegenwert von mehr als 100 Millionen Euro aufgebracht 
werden soll,“

5.	 Dem § 112 Absatz 2 werden folgende Sätze angefügt:
„Für die Veräußerung von Grundstücken, die sich im Eigentum 
von Anstalten, Körperschaften und Stiftungen des öffentlichen 
oder privaten Rechts sowie Unternehmen in der Rechtsform 
einer juristischen Person des öffentlichen oder privaten Rechts 
– ab einer mehrheitlichen Beteiligung Berlins – befinden, sind 
die dafür in den §§ 63 bis 69 festgelegten Regelungen einzuhal­
ten. § 1 Absatz 2 Satz 1 des Berliner Betriebe-Gesetzes ist ent­
sprechend anzuwenden.“

Artikel II 
Änderung des Berliner Betriebe-Gesetzes

Das Berliner Betriebe-Gesetz vom 14. Juli 2006 (GVBl. S. 827), 
das zuletzt durch Artikel II des Gesetzes vom 19. April 2011 (GVBl. 
S. 174) geändert worden ist, wird wie folgt geändert:
1.	 In § 1 Absatz 2 Satz 1 wird der abschließende Punkt durch ein 

Semikolon ersetzt und folgender Satzteil angefügt:
„nicht mehr betriebszwecknotwendige Immobilien können vom 
Land durch Beschluss des Abgeordnetenhauses zum gut­
achterlichen Verkehrswert übernommen oder andernfalls sonst 
veräußert werden.“

2.	 § 3 wird wie folgt geändert:
a)	 Absatz 3 Satz 1 wird wie folgt geändert:

aa)	 In Nummer 4 wird der abschließende Punkt durch ein 
Komma ersetzt.

bb)	Es wird folgende Nummer 5 angefügt: 
„5.	 die Produktion ausschließlich erneuerbarer Energien 

und der Vertrieb dieser selbstproduzierten Energie in 
einer gesellschaftsrechtlich selbständigen Tochter. 
Für einen Übergangszeitraum kann das Unterneh­
men zusätzlich selbstproduzierten Strom aus dezen­
tralen KWK-Anlagen (Wirkungsgrad von mindes­
tens 80  Prozent) vermarkten, die zu einem 
größtmöglichen Anteil mit nachhaltig erzeugten, er­
neuerbaren Energieträgern betrieben werden. Das 
Berliner Informationsfreiheitsgesetz gilt analog. 
Das Nähere regelt die Satzung.“
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Veröffentlichung
zum Bestand des Sondervermögens Immobilien des Landes Berlin 

Gemäß § 1 Absatz 2 Satz 4 des Gesetzes über die Errichtung eines Son­
dervermögens Immobilien des Landes Berlin (SILB) vom 4. Dezember 
2002 (GVBl. S. 357), zuletzt geändert durch Gesetz vom 14. Juli 2006 
(GVBl. S. 832), wird folgende Mitteilung zum Sondervermögen veröffent­
licht: 
Das Abgeordnetenhaus von Berlin hat mit Beschluss vom 17. Februar 2011, 
Drs. 16/3875, folgendes Grundstück zum Zeitpunkt des Nutzen-/Lasten­
wechsels aus dem Sondervermögen entnommen:
	 Eberswalder Str. 10, Berlin-Pankow, Flur 219, 

Flurstück 4213 mit 3.196 m².
Der Nutzen-/Lastenwechsel erfolgte am 1. August 2013.
Unter der Zeilenüberschrift

Lage/Adresse Bezirk Gemar- 
kung Flur Flur- 

stück

Grund-
stücksflä-
che in m² 

Bemerkungen

wird im Abschnitt D – Grundstücke der Polizei – der Anlage (zu § 1 Abs. 2 
Satz 1) folgende Zeile gestrichen:

Eberswalder Str. 10 Pankow Prenzlauer 
Berg 

219 4213 3.196

Berlin, den 7. November 2013

Senatsverwaltung für Finanzen

Im Auftrag
Hans-Jürgen R e i l

b)	 Absatz 5 wird wie folgt geändert:
aa)	 In Nummer 2 wird der abschließende Punkt durch ein 

Komma ersetzt.
bb)	Es wird folgende Nummer 3 angefügt:

„3.	 die Produktion ausschließlich erneuerbarer Energien 
und der Vertrieb dieser selbstproduzierten Energie in 
einer gesellschaftsrechtlich selbständigen Tochter. 
Für einen Übergangszeitraum kann das Unterneh­
men zusätzlich selbstproduzierten Strom aus dezen­
tralen KWK-Anlagen (Wirkungsgrad von mindes­
tens 80  Prozent) vermarkten, die zu einem 
größtmöglichen Anteil mit nachhaltig erzeugten, er­
neuerbaren Energieträgern betrieben werden. Das 
Berliner Informationsfreiheitsgesetz gilt analog. 
Das Nähere regelt die Satzung.“

3.	 Dem § 13 wird folgender Satz angefügt:
„Die Energietochter der BWB (§ 3 Absatz 5 Nummer 3) erhält 
einen obligatorischen Beirat, dessen 15 Mitglieder vom Abge­
ordnetenhaus nach dem d´Hondt-Verfahren bestellt werden so­
wie eine obligatorische Ombudsstelle.“

4.	 In § 26 werden die Wörter „§§ 88 bis 90, 94 Abs. 1 und 2 und 
§§ 95 bis 99“ durch die Wörter „§§ 63 bis 69, 88 bis 90, 94 Ab­
satz 1 und 2, §§ 95 bis 99 sowie die §§ 111 und 112“ ersetzt.

Artikel III 
Inkrafttreten

Dieses Gesetz tritt am Tage nach der Verkündung im Gesetz- und 
Verordnungsblatt für Berlin in Kraft.
Berlin, den 4. November 2013

Der Präsident des Abgeordnetenhauses von Berlin
Ralf  W i e l a n d

Das vorstehende Gesetz wird hiermit verkündet.

Der Regierende Bürgermeister
Klaus W o w e r e i t
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